
82 15. A U G U S T  1904

38
E 13 (B)/255

Antrag des ausserordentlichen Stellvertreters des Vorstehers des Handels-, 
Industrie- und Landwirtschaftsdepartementes, E. Müller, an den Bundesrat

Kündigung des Handelsvertrages Bern, 15. August 1904
mit Spanien

H err Bundesrat Deucher hat am 4. dies von M arienbad aus den beiliegenden, 
motivierten A ntrag1, nebst einem Briefe von Hrn. Nationalrat Fonjallaz2 über­
m ittelt, des Inhalts, es sei unser Handelsvertrag mit Spanien spätestens Ende 
August zu künden3.

Dieser Antrag bezweckt, zu ermöglichen, dass auf den Wein der nächstjähri­
gen Ernte der neue Zoll angewendet werden kann. H err Bundesrat Deucher geht 
dabei von der Annahm e aus, dass neue Handelsverträge zwischen der Schweiz, 
Deutschland und Österreich-Ungarn in Bälde zu Stande kommen und schon 
Mitte nächsten Jahres zur Anwendung gelangen werden.

Die Angelegenheit wurde am 11. dies von der Delegation des Bundesrates mit 
den H erren U nterhändlern vorberaten. Von Herrn Nationalrat Frey und dem 
Chef der Handelsabteilung wurden bei diesem Anlass Bedenken erhoben wegen 
der Gefahr, dass sich die Unterhandlungen mit den genannten Ländern länger 
hinziehen könnten. Da durch die Kündung des Handelsvertrages mit Spanien 
unm ittelbar auch die Fortdauer des Arrangements mit Frankreich in Frage 
gestellt würde, so könnte der Fall eintreten, dass wir mit diesen beiden Ländern 
in Schwierigkeiten verwickelt würden, bevor wir neue Verträge mit Deutschland 
und Österreich abgeschlossen haben. Dadurch würde unsere Position zum Scha­
den unserer Landwirtschaft sowohl als unserer Industrie bedeutend geschwächt. 
(Es kommt für die Landwirtschaft hauptsächlich der grosse Käseexport nach 
Deutschland und Frankreich in Betracht.) Auch ist der Umstand zu berücksichti­
gen, dass unser Vertrag mit Italien noch nicht ratifiziert ist und dass wir diesem 
Lande die Einbringung seiner nächstjährigen W einernte zum alten Zoll in 
ziemlich sichere Aussicht gestellt haben. Die Kündung des Vertrages mit Spanien 
wird deshalb in Italien eine gewisse Enttäuschung verursachen und das italieni­
sche Parlament möglicherweise ungünstig beeinflussen. Von Herrn Dr. Laur 
wurde demgegenüber bemerkt, dass der Vertrag mit Spanien verlängert oder 
dass die Anwendung des neuen Zolles freiwillig verschoben werden könnte, 
wenn sich solche Schwierigkeiten einstellen sollten.

Gestützt hierauf und unter Berücksichtigung der im Antrage des Herrn 
Bundesrat Deucher enthaltenen Erwägungen, neigte sich die Meinung im Gan­
zen zur Kündung. Hingegen wurde ein Antrag von H errn Nationalrat Künzli, 
auch den Handelsvertrag mit Österreich zu künden, als verfrüht betrachtet, da

1. Nr. 36.
2. Nr. 36 Annex.
3. A m  15. August 1904 hatte Müller noch folgendes Telegramm aus Marienbad erhalten: Ich Antrag 
energisch festhalten. Deucher (E 13 (B)/255).
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zwischen diesem Vertrag und demjenigen mit Deutschland ein enger Zusammen­
hang besteht und es von der österreichisch-ungarischen Regierung als ein Akt der 
Unfreundlichkeit aufgefasst werden könnte, wenn der Vertrag mitten im Laufe 
ihrer Unterhandlungen mit Italien, aus denen wir taktisch einen so grossen 
Vorteil gezogen haben, gekündet würde, ohne dass eine eigentliche Notwendig­
keit dafür besteht. Wir stellen den Antrag:

Es sei das Generalkonsulat in Madrid durch das Handelsdepartement zu 
beauftragen, den Handelsvertrag mit Spanien am 31. dieses Monats zu künden, 
so dass er, gemäss Artikel 10, am 31. August 1905 um Mitternacht ausser Kraft 
tritt4.

4. A m  20. August 1904 nahm der Bundesrat diesen Antrag an. Ausser Deucher befanden sich auch 
Comtesse und Forrer im Urlaub (E 1004 1 / 217).
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Antrag des ausserordentlichen Stellvertreters des Vorstehers des Handels-, 
Industrie- und Landwirtschaftsdepartementes, E. Müller

Handelsvertrags-Unterhandlungen mit Deutschland Bern, 18. August 1904

Infolge des vom Bundesrate am 13. dies gefassten Beschlusses1, die Handels­
vertrags-Unterhandlungen mit Deutschland, dem Wunsche der k. Regierung 
gemäss, wieder aufzunehmen, haben die Herren Unterhändler mit dem Chef der 
Handelsabteilung über die Erweiterung unserer bisher offerierten Konzessionen 
und die Reduktion unserer bisherigen Forderungen vom 15. bis 17. dies Beratung 
gepflogen. Es wurden für eine Reihe von Positionen mehr oder weniger bedeu­
tende neue Zugeständnisse an Deutschland in Aussicht genommen. Die zulässige 
äusserste Limite wird jedoch noch in keinem der ausschlaggebenden Punkte 
berührt. Da über den Grund der deutscherseits bestehenden Geneigtheit zum 
Entgegenkommen noch grosse Ungewissheit besteht und mit der deutschen 
Delegation auch zunächst der zu befolgende Unterhandlungsmodus vereinbart 
werden muss, bevor ein bestimmtes Programm aufgestellt wird, wünschen die 
Herren Unterhändler, dass ihnen zur Zeit noch keine neuen bindenden Instruk­
tionen gegeben, sondern die Vollmacht erteilt werden möchte, zunächst nach 
ihrem besten Ermessen zu handeln. Der Umstand, dass die Unterhandlungen in 
nächster Nähe stattfinden, wird den Herren Unterhändlern gestatten, sich mit 
der Delegation des Bundesrates und den Interessenten ins Einvernehmen zu 
setzen und dem Departemente bindende Instruktionen zu beantragen, sobald 
eine Orientierung über die deutscherseits bestehenden Tendenzen stattgefunden 
hat und ein Urteil über das Mass der zu machenden äussersten Zugeständnisse 
möglich ist.

1. Vgl. Nr. 37.
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